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Antrag 

der Abgeordneten Oswald Metzger, Franziska Eichstädt-Bohlig, Dr. Antje Vollmer 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Einsetzung eines Sonderausschusses Berlin-Umzug 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zur Kontrolle der Umsetzung des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 20. Juni 1991 zur Vollendung der Einheit 
Deutschlands und aller nachfolgenden Gesetze und Beschlüsse 
wird ein Sonderausschuß nach § 54 GO-BT eingesetzt. Der Son- 
derausschuß wird an den Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages angebunden. 

2. Aufgaben des Sonderausschusses sind: 

- die Überwachung der Maßnahmen-, Zeit- und Kostenplä- 
ne aller Entscheidungen und Beschlüsse insbesondere der 
Baumaßnahmen in Berlin, der Nachnutzung der vorhande- 
nen Bonner Gebäude, Organisation, Zeitplan und perso- 
nalwirtschaftliche Rahmenbedingungen des Umzugs, die 
Umsetzung der Beschlüsse der Föderalismuskommission 
sowie die Mittelverwendung nach den Hauptstadtverträgen 
mit Bonn und Berlin; 

- die Überprüfung aller Maßnahmen und Entscheidungen 
auf Effizienz, Sinnhaftigkeit und sinnvolle Möglichkeiten 
der Kostenminimierung; 

- die Gewährleistung der Einhaltung des veranschlagten 
Kostenrahmens von 20 Mrd. DM; 

- die Gewährleistung der beschlossenen Zeitplanung. 

3. Mitglieder 

Dem Sonderausschuß gehört jeweils ein Mitglied (und ein Stell- 
vertreter) pro Fraktion und Gruppe an. 
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Die Präsidentin des Deutschen Bundestages und ihre Stellver- 
treter und Stell vertrete rinnen, Mitglieder des Ältestenrates, der 
Baukommission und der Personal- und Sozialkommission des 
Ältestenrates können mit beratender Stimme an den Sitzun- 
gen des Sonderausschusses teilnehmen. 

Bonn, den 4. März 1996 

Oswald Metzger 

Franziska Eichstädt-Bohlig 

Antje Vollmer 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Trotz der Einsetzung eines Umzugsbeauftragten der Bundes- 
regierung vollzieht sich die Umsetzung des Berlin-Beschlusses in 
einer Vielzahl von Einzelentscheidungen und in der Regie sehr un- 
terschiedlicher Akteure. Die veranschlagten Mittel sind auf zahl- 
reiche Einzelhaushalte verstreut. Dies erschwert die parlamenta- 
rische Kontrolle deutlich. Eine Gesamtkontrolle des Kostenrahmens 
ist im Rahmen der jährlichen Haushaltsberatungen oder anläßlich 
von Einzelentscheidungen nicht möglich. 

Die zur Umsetzung des Beschlusses vom 20. Juni 1991 eingesetz- 
ten Ältestenratskommissionen (Baukommission und Personal- und 
Sozialkommission) fungieren gleichzeitig als Arbeitgeber und 
Bauherr und als parlamentarische Kontrollinstanz einzelner Pla- 
nungsentscheidungen. Die Entscheidungen der Bundesregierung 
unterliegen ebenfalls nur einer sehr pauschalen und notwendig 
lückenhaften parlamentarischen Kontrolle. Kostenüberschreitun- 
gen, Mehrausgaben gegenüber den ursprünglichen Planungs- 
ansätzen werden deshalb oft erst in einem weit fortgeschrittenen 
Planungsstadium bekannt, in dem Entscheidungen nur mit er- 
heblichen Mehrkosten wieder revidiert werden können. 

Die Schwierigkeit und die Vielzahl der Einzelentscheidungen er- 
fordert eine regelmäßige, zeitnahe und umfassende** Beteiligung 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages. 

Da die Vorbereitungen des Berlin-Umzugs über das Jahr 1998 hin- 
aus andauern werden, arbeitet der Ausschuß zunächst bis zum 
Ende der 13. Wahlperiode und sollte nach der Neukonstituierung 
des Deutschen Bundestages in der 14. Wahlperiode neu eingesetzt 
werden. 
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